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1.  19.11.2020 Aufstellungsbeschluss gem. § 2 I BauGB durch den Verbandsgemeinderat, 

2.  09.12.2020 
16.12.2020 

Bekanntmachung Aufstellungsbeschluss gem. § 2 I BauGB 
Amtsblatt der VG, Nr. 50/2020 + 51/2020 

3.  09.12.2020 
16.12.2020 

Unterrichtung der Öffentlichkeit gem. § 3 I BauGB 
Amtsblatt der VG, Nr. 50/2020 + 51/2020 
Frist: 17.12.2020 – 01.02.2021 

4.  
 

Unterrichtung/ Beteiligung der Behörden (§ 4 I BauGB) 
Äußerungsfrist 02.12.2020 – 01.02.2021 

5.  08.07.2021 Billigungs- und Auslegungsbeschluss gemäß § 3 II BauGB 
durch Verbandsgemeinderat  

6.  28.07.2021 Bekanntmachung der Auslegung gemäß § 3 II BauGB, veröffentlicht 
im Amtsblatt Nr. 30/2021 
Auslegung in der Zeit vom 09.08.2021 bis 20.09.2021 

7.  xx.xx.2021 Beteiligung der Behörden und sonstigen TöB (§ 4 II BauGB) 
und Benachrichtigung über die Planauslegung (§ 3 II BauGB) 
Äußerungsfrist bis xx.xx.xxxx 

8.  xx.xx.2021 Beschlussfassung/Abwägung über die eingegangenen Stellungnahmen 

9.  xx.xx.2021 Beschluss über die erneute Offenlage gemäß § 4a Abs. 3 
BauGB durch den Ortsgemeinderat, TOP 

10.  xx.xx.2021 Mitteilung des Abwägungsergebnisses an Öffentlichkeit (§ 3 II 
BauGB) 

11.  xx.xx.2021 Bekanntmachung der erneuten Auslegung (Offenlage) gem. § 
4a Abs. 3 BauGB i.V.m. § 3 II BauGB, veröffentlicht im Amtsblatt 
Nr. 
Offenlage in der Zeit vom bis einschl. 

12.  xx.xx.2021 Erneute Beteiligung der Behörden und sonstigen TöB (§ 4 II 
BauGB) und Benachrichtigung über die Planauslegung (§ 3 II 
BauGB) 
Äußerungsfrist vom bis einschl. 

13.  xx.xx.2021 Abwägungsbeschluss gemäß § 3 II BauGB durch den Ortsgemeinderat, 
TOP 

14.  xx.xx.2021 Satzungsbeschluss gemäß § 10 BauGB durch den Ortsgemeinderat, 
TOP 

15.  xx.xx.2021 Ausfertigung der Satzung und der Planurkunde 

16.  xx.xx.2021 In Kraft getreten durch Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses 
(§ 10 III BauGB) im Amtsblatt Nr. 

17.  xx.xx.2021 Mitteilung der Rechtsverbindlichkeit an die Kreisverwaltung 
durch Vorlage der Planunterlagen 

  



5 

 

Stadt Landstuhl – Flächennutzungsplan Teiländerung „Solarpark am 
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Begründung  

1 PLANUNGSANLASS 

Die Verbandsgemeinde Landstuhl hat in ihrer Sitzung am 19.11.2020 beschlossen, den 
rechtskräftigen Flächennutzungsplan gem. § 8 Abs. 3 BauGB parallel zur Aufstellung des 
Bebauungsplanes „Solarpark am Fleischackerloch“ der Stadt Landstuhl zu ändern. 
 
Planungsanlass ist die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Solarpark am 
Fleischackerloch“. Der Vorhabenträger, die Anumar GmbH, möchte im Zuge der Energiewende 
eine Photovoltaikanlage, aufgeteilt auf zwei Teilflächen, entlang der Bahnstrecke 
Mannheim/Ludwigshafen - Kaiserslautern - Saarbrücken (Streckennummer 3280) errichten. Die 
beiden Flächen liegen südlich der Bahntrasse bzw. nördlich der Landesstraße 395. In Nord-
Süd-Richtung werden die Teilflächen durch die Autobahn 62 geteilt. Der gewählte Standort 
entspricht der Freiflächenöffnungsverordnung (FFÖ-VO) des Landes Rheinland-Pfalz sowie 
weiteren Kriterien der Förderung im Rahmen des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG).  
 
Der aktuelle Flächennutzungsplan widerspricht den Darstellungen des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes „Solarpark am Fleischackerloch“. Da der Bebauungsplan gemäß § 8 Abs. 2 
BauGB aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln ist, ist im Folgenden eine 
planungsrechtliche Anpassung des Flächennutzungsplanes erforderlich.  
 

2 PLANGEBIET UND VORGABEN 

2.1 Lage und Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs 

Der vorgesehene Standort für die geplante Photovoltaik-Freiflächenanlage liegt innerhalb des 
Gemeindegebietes der Stadt Landstuhl, südlich der Bahntrasse Mannheim/Ludwigshafen – 
Kaiserslautern – Saarbrücken (Streckennummer 3280, Streckenabschnitt Hauptstuhl – 
Landstuhl). Südlich des Geltungsbereiches verläuft die Landesstraße 395. Der Geltungsbereich 
wird, durch die in Nord-Süd-Richtung verlaufende Autobahn 62, in zwei Teilbereiche geteilt.  
 
Der westliche Teilbereich umfasst etwa 5,0 ha auf den Flurstücken 833, 834, 835, 836/3, 836/2, 
837, 838, 838/2, 839, 840, 840/2, 841, 842, 842/2, 843, 843/2, 844, 844/2, 844/3, 845, 846, 
846/2, 847, 848, 848/2, 848/3, 849 und 850. Innerhalb der Stadt Landstuhl grenzt die Fläche an 
die Flurstücke 832/4, 845/72, 850/2, 851/2, 857/8, 857/9. Da diese Teilfläche unmittelbar an der 
Gemeindegrenze liegt, grenzen außerdem die zum Gemeindegebiet der Stadt Ramstein-
Miesenbach gehörenden Flurstücke 1550/5, 1550/6 und 1571/12 an.  
 
Der östliche Teilbereich umfasst etwa 1,1 ha auf den Flurstücken 672, 673, 674, 664/6, 666/4. 
Er grenzt an die Flurstücke 663/17, 664/8, 675, 845/55, 845/70, 857/11, 857/16, 857/12. 
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Abb. 1: Lage des Plangebiets im räumlichen Zusammenhang, ungefähre Lage rot markiert, Quelle: Landschaftsinformationssystem 
der Naturschutzverwaltung RLP, Zugriff am 20.01.2020, © Naturschutzverwaltung Rheinland-Pfalz, Geobasisdaten: ©GeoBasis-DE 
/ LVermGeoRP, dl-de/by-2-0, www.lvermgeo.rlp.de [Daten bearbeitet] 

 

2.2 Verfahrensablauf 

Die Verbandsgemeinde Landstuhl hat in ihrer Sitzung am 19.11.2020 auf der Grundlage des § 
2 Abs. 1 BauGB beschlossen, den Flächennutzungsplan im Bereich des Bebauungsplanes 
„Solarpark am Fleischackerloch“ im Rahmen einer Teiländerung zu ändern.  
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB zum Vorentwurf der 8. 
Änderung des Flächennutzungsplanes erfolgt parallel mit der frühzeitigen Beteiligung der 
Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB. 
 

2.3 Einfügung in die Gesamtplanung 

2.3.1 Landesentwicklungsprogramm 

Bei der Planung großflächiger Photovoltaikanlagen sind die Ziele und Grundsätze der 
Raumordnung zu berücksichtigen. Auf Ebene des LEP IV und dessen dritter Teilfortschreibung 
werden bereits Themen behandelt, die bei der Planung von Photovoltaik-Freiflächenanlagen zu 
berücksichtigen sind.  
 
Um die Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts sowie die einer sozialverträglichen 
Siedlungsstruktur – und damit das charakteristische Erscheinungsbild der Kulturlandschaft – 
aufrechtzuerhalten, sind sowohl im Verdichtungsraum, worin der vorliegende Geltungsbereich 
liegt, als auch im ländlichen Raum genügend große, unbesiedelte Freiräume vorzuhalten.  
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Z 87 Die landesweit bedeutsamen Bereiche für den Freiraumschutz sind durch die 
Regionalplanung mit Vorrangausweisungen für regionale Grünzüge bzw. Vorrang- und 
Vorbehaltsausweisungen für Grünzäsuren zu konkretisieren. 

 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt mit seinen Teilflächen zu großen Teilen in den, 
in Karte 7 des LEP IV Rheinland-Pfalz dargestellten, landesweit bedeutsamen Bereichen für 
den Freiraumschutz. Eine weitere Konkretisierung bzw. Stellungnahme zur Vereinbarkeit mit 
diesem Ziel der Raumordnung erfolgt auf Ebene der Regionalplanung. Gleiches gilt für 
landesweit bedeutsamen Erholungs- und Erlebnisräume. Hierfür werden ebenfalls die Ziele und 
Grundsätze aus dem LEP IV aufgegriffen und im Regionalen Raumordnungsplan Westpfalz 
konkretisiert.  
 
Z 91 Die Landschaftstypen bilden die Grundlage für die Darstellung von Erholungs- und 

Erlebnisräumen, in denen die Vielfalt, Eigenart und Schönheit vorrangig zu sichern und 
zu entwickeln ist.  

 
Nach Karte 11 des LEP IV Rheinland-Pfalz liegt der Geltungsbereich in unmittelbarer Nähe zu 
einer Kernfläche/Kernzone eines Biotopverbundes.  
 
G 97 Die Sicherung, Verbesserung oder Wiederherstellung der Funktionen des 

Biotopverbundes sollen bei allen Planungen und Maßnahmen berücksichtigt werden.  
Z 98  Die regionalen Raumordnungspläne beachten den landesweiten Biotopverbund und 

ergänzen diesen – soweit erforderlich – auf regionaler Ebene durch Ausweisung von 
Vorrang- und Vorbehaltsgebieten für den regionalen Biotopverbund. Die 
Landschaftsrahmenpläne liefern dafür die fachliche Grundlage.  

 
Durch die hier betrachtete Planung werden keine Funktionen des Biotopverbundes erheblich 
beeinträchtigt. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes grenzt im Westen unmittelbar an die 
im LEP IV ausgewiesene Fläche. Die genauere Konkretisierung der Flächen des 
Biotopverbundes, auf Ebene der Regionalplanung, zeigt hierbei jedoch eine abweichende 
Flächenabgrenzung. Ein unmittelbares Angrenzen ist demnach nicht mehr gegeben. Ob und 
inwieweit dennoch Biotope betroffen sind, wird innerhalb der naturschutzfachlichen 
Untersuchungen sowie innerhalb des Umweltberichtes dargelegt.  
 
Der Geltungsbereich liegt nach Karte 12 „Grundwasserschutz“ des LEP IV Rheinland-Pfalz 
innerhalb eines landesweit bedeutsamen Bereichs für die Sicherung des Grundwassers. Hierzu 
trifft das LEP IV folgende Aussagen. 
 
G 105 Von Trägern der Wasserversorgung sollen für die Trinkwassergewinnung 

verbrauchsnahe Grundwasservorkommen genutzt und Beeinträchtigungen oder weitere 
Nutzungen sollen deshalb planerisch ausgeschlossen werden. Es ist auf einen 
sparsamen und nachhaltigen Umgang mit Trink- und Brauchwasser hinzuwirken.  

Z 106 Die landesweit bedeutsamen Bereiche für die Sicherung des Grundwassers sind durch 
die Ausweisung von Vorrang- und Vorbehaltsgebiete in den regionalen 
Raumordnungsplanen zu konkretisieren und zu sichern.  

Da hier ebenfalls eine Konkretisierung durch die Regionalplanung stattgefunden hat, wird auch 
diese Thematik in der weiteren Prüfung auf regionaler Ebene genauer behandelt.  
 
In den folgenden Zielen und Grundsätzen bezieht sich das LEP konkret auf das Themengebiet 
der erneuerbaren Energien: 
 
G 161 Die Nutzung erneuerbarer Energieträger soll an geeigneten Standorten ermöglicht und 

im Sinne der europäischen, bundes- und landesweiten Zielvorgaben ausgebaut werden. 
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Die Träger der Regionalplanung sollen im Rahmen ihrer Moderations-, Koordinations- 
und Entwicklungsfunktion darauf hinwirken, dass unter Berücksichtigung der regionalen 
Besonderheiten die Voraussetzungen für den weiteren Ausbau von erneuerbaren 
Energien geschafften werden. 

Z 162 Die Regionalplanung trifft auf der Basis handlungsorientierter Energiekonzepte 
Festlegungen zur räumlichen Nutzung erneuerbarer Energien, zur Energieeinspeisung 
und zur effizienten und rationellen Energienutzung. Dabei ist orts- bzw. 
regionsspezifischen Besonderheiten Rechnung zu tragen.  

G 166 Von baulichen Anlagen unabhängige Photovoltaikanlagen sollen flächenschonend, 
insbesondere auf zivilen und militärischen Konversionsflächen sowie auf 
ertragsschwachen, artenarmen oder vorbelasteten Acker- und Grünlandflächen errichtet 
werden. 

 
Nach Karte 20 des LEP IV Rheinland-Pfalz liegt der Geltungsbereich innerhalb eines landesweit 
bedeutsamen Bereiches mit hoher Globalstrahlung. Demnach sind Photovoltaiknutzungen hier 
besonders geeignet. 
 

2.3.2 Regionaler Raumordnungsplan (ROP) 

Bei der Standortwahl wurden die raumordnerischen Darstellungen des Regionalen 
Raumordnungsplans Westpfalz aus dem Jahr 2014 betrachtet und die Vereinbarkeit der 
Planung mit dessen Zielen und Grundsätzen geprüft. Dieser greift die Vorgaben des LEP IV 
Rheinland-Pfalz auf und konkretisiert sie auf regionaler Ebene.  
 

 
Abb.2: Lage im ROP Westpfalz 2014, Geltungsbereich rot markiert © Planungsgemeinschaft Westpfalz                

 
Der Geltungsbereich liegt, mit beiden Teilflächen, innerhalb eines Vorbehaltsgebietes Erholung 
und Tourismus. 
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G 25 Innerhalb der Vorbehaltsgebiete Erholung und Tourismus ist bei allen 
raumbeanspruchenden Maßnahmen darauf zu achten, dass die landschaftsgebundene 
Eignung dieser Räume für Freizeit und Erholung erhalten bleibt.  

 
Aufgrund der hohen Vorbelastung der Flächen durch Bahntrasse, Landesstraße und Autobahn  
und der Lage des Geltungsbereiches, ist hier von keiner erheblichen zusätzlichen 
Beeinträchtigung durch die Planung auszugehen. 
 
Ein Vorranggebiet für die Sicherung des Grundwassers liegt in ca. 150 m Entfernung südöstlich  
der östlichen Teilfläche.  
 
Z 36  Innerhalb der Vorranggebiete für die Sicherung des Grundwassers sind nur Nutzungen 

zulässig, von denen keine Beeinträchtigung der Grundwasserqualität und der 
Grundwasserneubildung ausgehen.  

 
Bei der Nutzung von Photovoltaik-Freiflächenanlagen werden wassergefährdende Stoffe nur 
innerhalb der Trafostation bzw. Wechselrichter verwendet. Diese besitzen eine gesonderte 
Wanne, die für den Umgang mit wassergefährdenden Stoffen als ausreichende 
Schutzmaßnahme angesehen wird. Dem Ziel „Vorranggebiet für die Sicherung des 
Grundwassers“ steht die Planung demnach nicht entgegen. 
 
Die westliche Teilfläche des Geltungsbereiches liegt vollständig, die östliche Teilfläche zur 
Hälfte innerhalb eines regionalen Grünzuges laut RROP Westpfalz. 
 
Z 19 Innerhalb der regionalen Grünzüge darf nicht gesiedelt werden. Die Weiterentwicklung 

der rechtmäßig und ordnungsgemäß ausgeübten land- und forstwirtschaftlichen 
Nutzungen wird nicht berührt.  

 
Der Geltungsbereich liegt zwar zu großen Teilen innerhalb eines regionalen Grünzuges, durch 
die Festsetzungen des Bebauungsplanes wird aber die Siedlungstätigkeit ausgeschlossen. Die 
geplante Photovoltaiknutzung steht den Funktionen des regionalen Grünzuges nicht entgegen, 
da Freiraumfunktionen der Fläche nur in sehr geringem Maße sowie befristet beeinträchtigt 
werden. Beide Teilflächen des Geltungsbereiches eignen sich aktuell, bedingt durch die direkte 
Lage zwischen Bahntrasse, Autobahn und Landesstraße nicht als Naherholungsgebiet. Die 
Funktion der Flächen als klimatischer Austauschraum kann hier ebenfalls nicht bestätigt 
werden. Zwar haben beide Flächen als Ackerland Effekte auf das lokale Klima (mögliche 
Kaltluftbildung), durch die besondere Lage und Barrierewirkungen sind diese jedoch als sehr 
gering einzuschätzen. Weitere Flächenfunktionen eines Grünzuges sind Arten- und 
Biotopschutz sowie Boden- und Grundwasserschutz. Negative Einflüsse der Planung können 
auch für diese Themengebiete keine verzeichnet werden. 
 
Der RROP hat nachrichtlich die großräumigen Verbindungen als Ziel ZN 40 übernommen. Zum 
einen grenzt der Geltungsbereich unmittelbar an die Schienenverbindung 
Mannheim/Ludwigshafen – Kaiserslautern – Saarbrücken (Pfalzstrecke), zum anderen wird die 
Fläche durch die Straßenverbindung der Autobahn A 62 in zwei Teilflächen in Nord-Süd-
Richtung geteilt.  
 
ZN 40 Das großräumige funktionale Verkehrsnetz verknüpft alle Landesteile miteinander. 

Regionale und örtliche Netzzugänge sind in den regionalen Raumordnungsplänen 
auszuweisen.  

Z 41 Zur Gewährleistung bzw. Verbesserung der Erreichbarkeit der Zentralen Orte sind die 
funktionalen Netze zu sichern und ggf. zu entwickeln. 
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Trotz der unmittelbaren Lage des Geltungsbereiches an der Bahntrasse sowie der Nähe zur 
Autobahn bzw. Landesstraße, ist aufgrund der Lage der Fläche von keiner Beeinträchtigung der 
Funktionalität auszugehen.  
 
Der Raumordnungsplan geht auch auf das Themengebiet der Energie ein. In Punkt II.3.2 macht 
er deutlich, dass „eine sichere, kostengünstige, umweltverträgliche und ressourcenschonende 
Energieversorgung“ die Grundvoraussetzung für eine nachhaltige Regionalentwicklung darstellt. 
Bezugnehmend auf das LEP IV, greift der ROP mit „der Energieeinsparung, einer rationellen 
und energieeffizienten Energieverwendung, dem weiteren Ausbau und der Stärkung der 
eigenen Energieversorgung“ die vier Grundpfeiler der Energiepolitik auf und bestätigt diese auf 
regionaler Ebene. „Insbesondere der erhöhte Einsatz erneuerbarer Energien trägt nicht nur 
über CO2-Reduktion zum Klimaschutz bei, er leistet ebenso einen nicht zu unterschätzenden 
Beitrag zur Förderung zusätzlicher Wertschöpfung gerade im ländlichen Raum“, führt der ROP 
weiter aus. „Für die Region Westpfalz sind von den erneuerbaren Energien mit Blick auf die 
natürlichen Voraussetzungen neben der Windkraft Biomasse sowie Solarenergie von Interesse; 
Wasserkraft und Geothermie sind hierbei insgesamt von eher untergeordneter Bedeutung.“ 
 
Der geplante Geltungsbereich liegt nach der Gesamtkarte des RROP Westpfalz am Rande 
einer sonstigen Waldfläche. Funktionen des Waldes werden durch die Umsetzung der Planung 
nicht beeinträchtigt. Genauere Begründungen hierzu, vor allem in Bezug auf die Schutzgüter, 
sind innerhalb der, dem Bebauungsplan beigefügten, Umweltprüfung aufgeführt. 
 

2.3.3 Flächennutzungsplan 

Im aktuell rechtskräftigen Flächennutzungsplan der VG Landstuhl aus dem Jahr 2006 sind 
beide Teilflächen des Geltungsbereiches als Flächen für die Landwirtschaft (§5 Abs. 2 Nr. 9 
BauGB) ausgewiesen. Für beide Teilbereiche ist vollständig die überwiegende ackerbauliche 
Nutzung (gelb) dargestellt.  
Westlich der östlichen Teilfläche verläuft, zwischen Geltungsbereich und Autobahn 62, eine 
Ferngasleitung. Östlich der östlichen Teilfläche, über eine als „überwiegende Grünlandnutzung“ 
dargestellte Fläche verläuft in Nord-West/Süd-Ost-Richtung eine 20kV-Freileitung. Nötige 
Abstände der geplanten Anlage zu den Versorgungsleitungen werden bei der weiteren Planung 
beachtet. 
Für die Dauer der Nutzung als PV-Freiflächenanlage stehen die Flächen nicht mehr der 
Ackernutzung und Grünlandnutzung (in der bisherigen Form) zur Verfügung, können jedoch 
nach Aufgabe der Nutzung problemlos wieder der ursprünglichen Nutzung zugefügt werden.  
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Abb. 1: Lage im Flächennutzungsplan der VG Landstuhl, Plangebiet rot markiert, Geobasisdaten: ©GeoBasis-DE / LVermGeoRP, 
dl-de/by-2-0, www.lvermgeo.rlp.de [Daten bearbeitet] 

 
Um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Ausweisung eines Sondergebietes für die 
Solarenergie zu schaffen, wird der Flächennutzungsplan gemäß § 8 Abs. 3 BauGB im 
Parallelverfahren zur Bebauungsplanaufstellung geändert.  
 

2.4 Schutzgebiete und Schutzstatus 

Internationale Schutzgebiete / IUCN 
Im Folgenden werden die internationalen Schutzgebiete aufgelistet, die in einem räumlichen 
Wirkungszusammenhang zum geplanten Vorhaben liegen. Dafür werden Suchräume definiert, 
in denen grundsätzlich ein Wirkungsbezug vorliegen kann. Im Einzelfall werden zudem weitere 
Schutzgebiete aufgeführt, sofern ein Wirkungszusammenhang über die definierten Suchräume 
hinaus besteht (in Hanglagen, bei Feuchtgebieten flussabwärts, o.ä.). 

Tabelle 1: Internationale Schutzgebiete / IUCN in räumlichem Wirkungsbezug zum Plangebiet 

Schutzgebietskategorie Suchraum Name Schutzgebiets-
Nr. 

Lage zum 
Plangebiet 

Nationalpark 2.000 m /   

Biosphärenreservat 2.000 m „Naturpark 
Pfälzerwald – 
Entwicklungszone“ 

07-NTP-073-
000 

ca. 1.900 m 
östlich der 
östlichen 
Teilfläche 

VSG Vogelschutzgebiet  4.000 m /   

FFH Fauna-Flora-
Habitat 

2.000 m „Westricher 
Moorniederung“ 

FFH-6511-301 Unmittelbar 
westlich an 
westliche 
Teilfläche 

Westlicher Teilbereich 

Östlicher Teilbereich 
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anschließend; 
nördlich, 
jenseits der 
Bahntrasse 

FFH-Lebensraumtypen 500 m 1. „Magere 
Flachland-
Maehwiesen“ 

2. „Hainsimsen-
Buchenwald“  

3. „Oligo- bis 
mesotrophe 
Stillgewässer 
mit Vegetation 
der Littoretalia“ 

4. „Trockene 
europäische 
Heiden“ 

1. BT-6511-
0889-2011 

2. BT-6511-
0884-2009 

3. BT-6511-
0881-2011 

4. BT-6511-
0888-2011 

1. ca. 260 m 
nordwestlich 
der 
westlichen 
Teilfläche 

2. ca. 400m 
nordwestlich 
der 
westlichen 
Teilfläche 

3. ca. 390 m 
nordöstlich 
der 
westlichen 
Teilfläche 

4. ca. 390m 
nördlich der 
westlichen 
Teilfläche 
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Weitere Schutzgebiete 
Wie bei den internationalen Schutzgebieten werden in der Tabelle 2 auch für die nationalen 
Schutzgebiete Suchräume für einen potenziellen Wirkungszusammenhang definiert. Sind 
darüber hinaus Schutzgebiete betroffen, werden diese im Einzelfall ebenfalls aufgeführt. 

Tabelle 2: Nationale Schutzgebiete in räumlichem Wirkungsbezug zum Plangebiet 

Schutzgebietskategorie Suchraum Name Schutzgebiets-
Nr. 

Lage zum 
Plangebiet 

Naturschutzgebiet 1.500 m 1. „Östliche 
Pfälzer 
Moorniederung“ 

2. „Naßwiese am 
Bahndamm“ 

3. „Schachenwald“ 

1. NSG-
7335-202 

2. NSG-
7335-089 

3. NSG-
7335-096 

1. Unmittelbar 
westlich an 
westliche 
Teilfläche 
anschließend; 
nördlich, 
jenseits der 
Bahntrasse 

2. ca. 1,3 km 
westlich der 
westlichen 
Teilfläche 

3. ca. 1.000 m 
nordwestlich 
der 
westlichen 
Teilfläche 

Landschaftsschutzgebiet 2.000 m „Landstuhler Bruch 
– Oberes Glantal“ 

07-LSG 3.042 ca. 390 m 
nordwestlich der 
westlichen 
Teilfläche 

Naturpark 2.000 m „Naturpark 
Pfälzerwald – 
Entwicklungszone“ 

NTP-073-055 ca. 1900 m 
östlich der 
östlichen 
Teilfläche 

Wasserschutzgebiet 1.000 m „2 Tiefbrunnen 
Fleischackerloch“ 
im Entwurf (Zone II 
und III 

400302555 ca. 120 m 
südöstlich der 
östlichen 
Teilfläche (Zone 
III), ca. 450 m 
bis Zone II 

Naturdenkmal 500 m /   

Geschützter 
Landschaftsbestandteil 

500 m /   

Nach § 30 BNatSchG 
oder § 15 LNatSchG 
gesetzlich geschütztes 
Biotop 

250 m „Feuchtwiese S 
Eichschachen W 
Landstuhl“ 

BT-6511-
0885-2009 

ca. 250 m 
nordwestlich der 
westlichen 
Teilfläche 
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3 GRUNDZÜGE DER PLANUNG IM BEREICH DES BEBAUUNGSPLANES „SOLARPARK 
AM FLEISCHACKERLOCH“ 

3.1 Städtebauliches Konzept / Beschreibung des Vorhabens 

Die Anlage wird aus reihig angeordneten, aufgeständerten, nicht beweglichen Solarmodulen 
sowie den erforderlichen Nebeneinrichtungen, wie z.B. Wechselrichter, Trafostationen und 
Leitungen, bestehen. Die Module werden auf Stahl- bzw. Aluminiumgestellen in einem fest 
definierten Winkel zur Sonne angeordnet und aufgeständert. Ein Zaun wird den Anlagenbereich 
sichern. 
 
Die Flächen unterhalb der Module werden extensiv begrünt. Zwischen der Modulunterkante und 
der Geländeoberfläche wird hierfür ein ausreichender Abstand gewahrt. Die Gestelle werden in 
den unbefestigten anstehenden Untergrund gerammt bzw. geschraubt. Fundamente sind dabei 
nur im Bereich der Trafostation vorgesehen. Der Versiegelungsgrad im Plangebiet ist demnach 
als gering zu bezeichnen. Die Photovoltaik-Freiflächenanlage kann nach Ende der 
Nutzungsdauer (i.d.R. 30 Jahre) wieder rückstandslos entfernt werden. Die Flächen können 
danach wieder ihrer ursprünglichen Nutzung zugeführt werden. Festsetzungen diesbezüglich 
können in den Bebauungsplan aufgenommen werden. Die Höhe der baulichen Anlagen ist auf 
maximal 3,50 m begrenzt. Die installierte Leistung beträgt insgesamt etwa 6 MWp.  

3.2 Erschließung  

Das Plangebiet ist über befestigte Wirtschaftswege erreichbar. Die äußere Erschließung der 
Photovoltaik-Freiflächenanlage ist sichergestellt. Die erforderlichen Betriebswege innerhalb des 
Plangebietes orientieren sich generell an der Aufstellung der Modulreihen. Um eine möglichst 
effiziente Nutzung der Fläche zu gewährleisten, wurde diesbezüglichen keine Festsetzung im 
Bebauungsplan getroffen. 

3.3 Ver- und Entsorgung 

Für den Betrieb der Photovoltaik-Freiflächenanlage ist kein Trinkwasseranschluss erforderlich. 
Eine Abwasserentsorgung wird nicht benötigt. Das anfallende Niederschlagswasser wird 
innerhalb des Plangebietes breitflächig versickert. Wasserbauliche Anlagen zum Sammeln, 
Rückhalten oder Reinigen von Niederschlagswasser werden in diesem Zusammenhang nicht 
benötigt. 
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4 IMMISSIONSSCHUTZ 

Immissionsschutzkonflikte mit den umliegenden Nutzungen sind aufgrund der Lage im 
Außenbereich und des Abstandes zu den nächsten Wohnnutzungen nicht zu erwarten. 

4.1 Reflektionen / Blendungen 

Blendwirkungen für den terrestrischen Bereich sind in der Regel nicht zu erwarten, da eine 
Rückstrahlung in erster Linie nach oben erfolgt. Vereinzelte Reflexionen können bei sehr 
niedrigen Sonnenständen (z.B. morgens und abends oder in den Wintermonaten) in westlicher 
bzw. östlicher Richtung auftreten.  
Ob Reflexionen oder Blendungen in Richtung der unmittelbar angrenzenden Landesstraße und 
Bahnstrecke auftreten, ist im Bebauungsplanverfahren zu klären. Mögliche Beeinträchtigungen 
können beispielsweise durch randliche Eingrünungen verhindert werden. 

4.2 Lärm 

Der Betrieb der Anlage funktioniert praktisch geräuschlos und ohne stoffliche Emissionen 
.  
Aufgrund der angrenzenden Landesstraße und Bahnstrecke ist bereits eine Beeinträchtigung 
der Umgebung durch Verkehrslärm gegeben. Mit einer Schallreflektion durch die Module ist 
nicht zu rechnen. Grundsätzlich wird der Schall im gleichen Winkel des Einfalls abgestrahlt. 
Durch die Neigung der Solarmodule wird eine Reflektion des auftretenden Schalls (aus 
statischem Höhenniveau) grundsätzlich nach oben oder von der Unterseite der Module, nach 
unten (in den Boden) reflektiert. Nach oben reflektierter Schall findet eine schadlose 
Ausbreitung ohne Auswirkungen auf lärmempfindliche Nutzungen. Nach unten reflektierter 
Schall wird im Boden schadlos absorbiert.  
Unter Umständen können Lärmemissionen auch von Trafogebäuden und Wechselrichtern 
ausgehen. Diese sind jedoch als sehr gering und örtlich begrenzt einzustufen.  
Die Vorgaben der Technischen Anleitung zum Lärm (TA-Lärm) zum 
Bundesimmissionsschutzgesetz werden eingehalten. 

4.3 Elektrische und magnetische Strahlung 

Als mögliche Erzeuger von Strahlungen kommen Solarmodule, Verbindungsleitungen, 
Wechselrichter und Transformatorstationen in Frage. Entstehende elektromagnetische Wellen 
und Felder unterschreiten jedoch regelmäßig die maßgeblichen Grenzwerte. 
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5 FLÄCHENNUTZUNGSPLAN – AUSWEISUNG UND DARSTELLUNG 

5.1 Flächenänderung 

Derzeitige Situation 
Mit der vorliegenden Teiländerung „Solarpark am Fleischackerloch“ soll der bestehende 
Flächennutzungsplan an den Bebauungsplan „Solarpark am Fleischackerloch“ angepasst 
werden.  
 
Die betroffene Änderungsfläche wird im derzeit rechtskräftigen Flächennutzungsplan als Fläche 
für die Landwirtschaft gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 9a BauGB dargestellt.  
 
 
Änderung 
Im Flächennutzungsplan ist die Umwandlung einer Fläche für die Landwirtschaft gemäß § 5 
Abs. 2 Nr. 9a BauGB in eine Sonderbaufläche (S) gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 4 BauNVO mit der 
Zweckbestimmung „Photovoltaiknutzung“ vorgesehen.  
In den folgenden Abbildungen ist die planungsrechtliche Änderung erkennbar.  
 
Bisherige Darstellung:

 

Abb. 4: Auszug aus dem Flächennutzungsplan, unmaßstäblich, Geobasisdaten: ©GeoBasis-DE / LVermGeoRP, dl-de/by-2-0, 
www.lvermgeo.rlp.de [Daten bearbeitet] 
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Geplante Darstellung: 

 

Abb. 5: Auszug aus dem Flächennutzungsplan – Geplante Darstellung, unmaßstäblich, Geobasisdaten: ©GeoBasis-DE / 
LVermGeoRP, dl-de/by-2-0, www.lvermgeo.rlp.de [Daten bearbeitet] 
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6 UMWELTVERTRÄGLICHKEIT IN DER BAULEITPLANUNG 

Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB sind für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und 
§ 1 a BauGB eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussichtlichen erheblichen 
Umweltauswirkungen ermittelt werden.  
 
Die Beschreibung und Bewertung der Umweltbelange erfolgt gemäß § 2 a Satz 2 Nr. 2 BauGB 
in Form eines Umweltberichts als gesonderter Teil der Begründung und liegt gemäß § 2 a Satz 
3 BauGB dem Bebauungsplan sowie dem Flächennutzungsplan in den Beteiligungsschritten 
nach § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB bei.  
 
Hinsichtlich des erforderlichen Umfanges und Detailierungsgrades der Umweltprüfung, wurden 
die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 3 Abs. 1 BauGB frühzeitig 
aufgefordert, entsprechende Hinweise abzugeben. Diese werden im Rahmen der 
Umweltprüfung geprüft, abgearbeitet und im Umweltbericht entsprechend dargestellt.  
 
 
 
 
Erstellt: Lucas Gräf am 26.10.2021 
 


